
GERICHT FÜR DEN ÖFFENTLICHEN DIENST DER
EUROPÄISCHEN UNION

Urteil des Gerichts für den öffentlichen Dienst (Erste
Kammer) vom 2. Dezember 2008 — Baniel-Kubinova u. a./

Europäisches Parlament

(Rechtssache F-131/07) (1)

(Öffentlicher Dienst — Zu Beamten auf Probe ernannte
Bedienstete auf Zeit und Hilfskräfte — Art. 10 des
Anhangs VII des Statuts — Anspruch auf Tagegeld nach

Erhalt eines Teils der Einrichtungsbeihilfe)

(2009/C 19/72)

Verfahrenssprache: Französisch

Parteien

Kläger: Barbora Baniel-Kubinova (Alzingen, Luxemburg) und
dreizehn weitere Beamte des Europäischen Parlaments (Prozess-
bevollmächtigte: Rechtsanwälte S. Orlandi, J.-N. Louis und
E. Marchal)

Beklagter: Europäisches Parlament (Prozessbevollmächtigte:
R. Ignătescu und S. Seyr)

Gegenstand der Rechtssache

Aufhebung mehrerer Entscheidungen der Anstellungsbehörde
des Parlaments, mit denen den Klägern das Tagegeld nach
Art. 10 des Anhangs VII des Beamtenstatuts verwehrt wurde

Tenor des Urteils

1. Die Klage wird abgewiesen.

2. Jede Partei trägt ihre eigenen Kosten.

(1) ABl. C 183 vom 19.7.08, S. 32.

Urteil des Gerichts für den öffentlichen Dienst (Erste
Kammer) vom 4. Dezember 2008 — Blais/EZB

(Rechtssache F-6/08) (1)

(Öffentlicher Dienst — Personal der EZB — Dienstbezüge —
Auslandszulage — In Art. 17 der Beschäftigungsbedingungen
der EZB vorgesehene Voraussetzungen — Verurteilung des
Klägers zur Kostentragung — Billigkeitsgründe — Art. 87

Abs. 2 der Verfahrensordnung)

(2009/C 19/73)

Verfahrenssprache: Deutsch

Parteien

Klägerin: Jessica Blais (Frankfurt am Main, Deutschland) (Prozess-
bevollmächtigter: Rechtsanwalt B. Karthaus)

Beklagte: Europäische Zentralbank (EZB) (Bevollmächtigte:
F. Malfrère und F. Feyerbacher im Beistand von Rechtsanwalt
B. Wägenbauer)

Gegenstand der Rechtssache

Öffentlicher Dienst — Aufhebung der Entscheidung der Europä-
ischen Zentralbank vom 15. August 2007, mit der der Klägerin
die Auslandszulage mit der Begründung verweigert wird, dass
sie die Voraussetzungen des Art. 17 der Beschäftigungsbedin-
gungen der EZB nicht erfülle

Tenor des Urteils

1. Die Klage wird abgewiesen.

2. Frau Blais trägt neben ihren eigenen Kosten die Hälfte der Kosten
der Europäischen Zentralbank.

3. Die Europäische Zentralbank trägt die Hälfte ihrer eigenen Kosten.

(1) ABl. C 142 vom 7.6.2008, S. 39.
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